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Beratungsgegenstand 

Bebauungsplan Nr. 120 "Baugebiet östlich der Lambertischule" 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 13 a 
BauGB und öffentliche Auslegung gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 und 3 
BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB 

 
    
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaftsförderung beschließt gemäß § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), den Bebauungsplan Nr. 120 „Baugebiet östlich der Lambertischu-
le“ der Stadt Ochtrup im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzustellen.  
 
 
Die gemäß § 13 a Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Ziffer 2 und 3 BauGB erforderliche Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt durch Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der berühr-
ten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durch Einholung von Stellungnahmen 
nach § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Wesentliches Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist die Ermöglichung einer maßvollen Nachverdich-
tung. 
 
Der Geltungsbereich ist im anliegenden Plan gekennzeichnet und wird wie folgt begrenzt: 
 
Im Norden durch die Prof.-Katerkamp-Straße tlw., 
 
im Osten durch die Goethestraße tlw., 
 
im Süden durch die Straße Gausebrink tlw., 
 
im Westen durch die Schillerstraße tlw.. 
 
Die angegebenen Straßen liegen in der Gemarkung Ochtrup. 
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Sachdarstellung: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaftsförderung hat in seiner Sitzung 
am 15.09.2021 auf Antrag der FWO-Fraktion im Rat der Stadt Ochtrup die Verwaltung beauftragt, 
für die bisher nicht überplanten Bereiche in der Innenstadt, insbesondere im Bereich der Weilaut-
straße, Bebauungspläne aufzustellen.  
 
In einem weiteren Schritt hat die Verwaltung einen Teilbereich des Weilautgebietes vorbereitet für 
ein Verfahren nach § 13 a BauGB. 
 
Umweltrelevanz: 
 
Mit dieser Planung wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben vorbereitet oder begründet, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Es bestehen keine An-
haltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 und 7, Buchstabe b, BauGB benannten 
Schutzgüter. 
 
Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
 
Haushaltsmittel zur Durchführung des Planverfahrens stehen unter dem Untersachkonto 
61000.65500 (Sachkosten der Bauleitplanung) zur Verfügung. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Die planungsrechtliche Sicherung des Bestands sowie die Ermöglichung einer Hinterlandbebau-
ung kommt allen Generationen zugute. 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
 
Auf den Versand aller Anlagen in Papierform wird aus Umweltschutzgründen verzichtet. Die rele-
vanten Unterlagen (Pläne, Berichte, Gutachten u.ä.) wurden der Vorlage im Internet beigefügt und 
stehen in der Sitzung zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
  
Im Auftrage: 
 
 
 
Korten 
 
 


